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bAV – ein Geschäftsfeld für 
fundierte juristische Beratung
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Arbeits- und 

Wirtschaftsrecht der 
Universität zu Köln, 

Präsident des 
Deutschen 

Juristentages

Die betriebliche Altersversorgung ist ein unverzichtbarer 
Baustein unseres Alterssicherungssystems. Ohne arbeitge-
bergestützte Versorgungswerke werden sich die absehbaren 
Versorgungsengpässe der gesetzlichen Rentenversicherung 
wohl kaum egalisieren lassen.

Angesichts der enormen wirtschafts- und gesellschaftspoliti-
schen Bedeutung dieses Sektors begegnet es Bedenken, dass 
der Beratungsmarkt für Fragen der betrieblichen Altersversor-
gung derzeit immer unübersichtlicher wird. Eine breite  
Palette von Anbietern tummelt sich inzwischen auf diesem 
Markt, Finanzdienstleister, Beratungs- und Vorsorgemanage-
mentgesellschaften und die Versicherungswirtschaft haben 
das Feld weitgehend besetzt.

Dass diesen Anbietern nicht selten die erforderliche Erlaub-
nis zur Erbringung von Rechtsdienstleistungen fehlt, ist in der 
Praxis bislang weitgehend unbeachtet geblieben, wohl auch 
deshalb, weil sich mit der Anwaltschaft ausgerechnet die 
Gruppe mit den umfassendsten Rechtsberatungsbefugnissen 
aus dem Markt weitgehend verabschiedet hat. Es ist an der 
Zeit, das Bewusstsein aller Marktteilnehmer für diesen recht-
lich nicht voll durchdrungenen Bereich zu schärfen.

Beratung auf dem Gebiet der betrieblichen Altersversorgung 
verläuft zu weiten Teilen im klassischen Zivilrecht. Darüber 
hinaus ergeben sich fast zwangsläufig Berührungen mit dem 
Steuer-, Sozialversicherungs-, Arbeits- und dem Bilanzrecht, 
sodass klassische Beratungsfelder für Rechtsberater betroffen 
sind. Die erforderliche Kompetenz zur Rechtsberatung können 
in diesem Kontext grundsätzlich nur Rechtsanwälte und ge-
richtlich zugelassene beziehungsweise registrierte Rentenbe-
rater vorweisen.

Während die umfassenden Rechtsberatungsbefugnisse der 
Rechtsanwaltschaft jedem Rechtsuchenden bekannt sind, 
fristen die ebenfalls zur Rechtsberatung im Rahmen der be-
trieblichen Altersversorgung befugten Rentenberater aktuell 
eher eine Art „Schattendasein“. Die Öffentlichkeit wurde in 
den vergangenen Jahren über die berufsrechtliche Stellung 
des Rentenberaters kaum aufgeklärt. Eben diesem Umstand 
dürfte es auch geschuldet sein, dass zur Rechtsberatung im 

Bereich der betrieblichen Altersversorgung weder qualifizier-
te noch befugte natürliche und juristische Personen ver-
suchen, unter den Deckmantel des Rentenberaters zu 
„schlüpfen“.

Auf diesen unbefriedigenden Zustand hat Anfang Juni der  
„1. BRBZ-Rechtsberatungskongress zur betrieblichen Alters-
versorgung 2010“, ausgerichtet durch den Bundesverband 
der Rechtsberater für betriebliche Altersversorgung und Zeit-
wertkonten e. V. (BRBZ), aufmerksam gemacht. Im Mittel-
punkt des Kongresses stand die zentrale Frage, welche Aus-
wirkungen das seit Mitte 2008 geltende Rechtsdienstleis-
tungsgesetz (RDG) für das anwaltliche Berufsrecht und vor 
allem für das berufsrechtliche Umfeld des Rentenberaters 
hat.

Während das einschlägige Anwaltsmonopol durch das RDG 
im Kern erhalten geblieben ist, hat der Gesetzgeber mit den 
Regelungen zur Registrierungspflicht von Rentenberatern 
Neuland betreten. Zu den Registrierungsvoraussetzungen 
eines Rentenberaters zählen aus Mandantensicht zentrale 
Aspekte wie Sachkunde, persönliche Eignung, Zuverlässigkeit 
und der Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung. Ein 
besonderes Augenmerk ist an dieser Stelle auf die neuralgi-
sche Frage zu richten, ob und inwieweit einer Registrierung 
(unvereinbare) Zweittätigkeiten des Antragstellers entgegen-
stehen können.

Vieles spricht dafür, insoweit auf die für Rechtsanwälte im 
Rahmen von § 7 Nr. 8 BRAO entwickelten Grundsätze zu-
rückzugreifen (vergleiche Henssler, in: Henssler/Prütting, 
BRAO, 3. Auflage 2010, § 7 Randnummer 75 ff.). Eine ange-
strebte Tätigkeit als Versicherungsvertreter und Versicherungs-
makler ist danach wegen der dann zwangsläufig entstehen-
den Interessenkollisionen mit derjenigen als Rentenberater 
unvereinbar.

Zulässig ist dagegen die durch Selbstständigkeit, Unabhän-
gigkeit und Provisionsannahmeverbot gekennzeichnete  
Tätigkeit als Versicherungsberater, die allerdings die Einho-
lung einer gesonderten Erlaubnis nach § 34e GewO voraus-
setzt.

Vor dem zuvor beschriebenen Hintergrund bestehen aktu-
ell beste berufliche Perspektiven für Rechtsanwälte und Ren-
tenberater im zukunftsträchtigen Markt der betrieblichen Al-
tersversorgung. Gestützt werden diese positiven Perspektiven 
durch den weitreichenden Schutz, den das RDG gegen eine 
Konkurrenz durch fachlich und persönlich unqualifizierte Be-
rater bietet. Die geschilderten strengen Anforderungen an die 
Zweittätigkeiten und Berufspflichten entsprechen daher dem 
Eigeninteresse des „Berufsstands der Rechtsberater“. Im In-
teresse einer Erweiterung ihres Dienstleistungsangebots sind 
Rentenberatern außerdem Kooperationen mit Steuerberatern, 
Wirtschaftsprüfern und Rechtsanwälten zu empfehlen. 
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